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• Stand heute: Wie weit sind wir mit der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs?
• Weshalb Behindertenrechtegesetz in Basel-Stadt?
• Vorgehen bei der Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes
• Einbezug der Betroffenen insbesondere
• Gesetzesentwurf in den Grundzügen
• Würdigung des Gesetzesentwurfes
• Fazit aus dem Prozess
• Fragen

Übersicht
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Gewissermassen als Vorbemerkung die folgende Information. Wir haben im Kanton Basel-Stadt im letzten Jahr intensiv an einem kantonalen Behindertengleichstellungsgesetz mit dem Namen Behindertenrechtegesetz gearbeitet. An der letztjährigen Tagung zum Behindertengleichstellungsrecht hat Regierungsrat Christoph Brutschin ausführlich über das Gesetzgebungsprojekt im Kanton Basel-Stadt berichtet. Einige von Ihnen mögen sich sicherlich daran erinnern. Nun, ein Jahr später, möchten wir Ihnen ein den nächsten 25 Minuten zu den folgenden Themen berichten: Wie weit sind wir mit der Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes und wo stehen wir heute? Wie kam es zur Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes im Kanton Basel-Stadt? Wie sind wir bei der Erarbeitung des Gesetzesentwurfes vorgegangen? In welcher Form und wann haben wir die Betroffenen in das Projekt einbezogen? Sodann stellen wir Ihnen den Gesetzesentwurf in den Grundzügen vor und anschliessend nehmen wir eine Würdigung desselben vor. Bevor Sie die Gelegenheit haben, Fragen zu stellen, zeigen wir noch auf, welches Fazit wir aus dem gesamten Prozess bis zum jetzigen Zeitpunkt ziehen. 



• „Erst“ Vernehmlassungsentwurf
• Vernehmlassungsfrist endet am 3. Oktober 18
• Kann und wird aufgrund Vernehmlassung noch Änderungen geben
•  Parlamentarische Beratung; Parlament als Gesetzgeber

Vorbemerkung
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• Kantonale Volksinitiative „Für eine kantonale Behindertengleichstellung“
• 2017: Zustandekommen der Volksinitiative
• Kernforderung ist: Ergänzung der Kantonsverfassung mit einem neuen §

9a zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung: 
Zugang zu allen Lebensbereichen; Anspruch auf Anerkennung und 
Unterstützung der spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität; 
Gesetzgebungsauftrag; Kanton und Gemeinde fördern die volle und 
wirksame Teilhabe und selbstbestimmte Lebensführung

• Entwurf Behindertenrechtegesetz dient als formulierter Gegenvorschlag zur 
Initiative

Weshalb das Behindertenrechtegesetz in BS?
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Wie kam es dazu, dass der Kanton Basel-Stadt als erster Kanton ein umfassendes Behindertenrechtegesetz erarbeitet hat? 
Für die Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes hat es im Wesentlichen zwei Auslöser gegeben:

Zum einen hat die Staatskanzlei im Jahr 2017 durch Verfügung festgestellt, dass die kantonale Volksinitiative „Für eine kantonale Behindertengleichstellung“ zustande gekommen ist. Diese Verfassungsinitiative sieht eine Ergänzung der Kantonsverfassung mit einem neuen Paragraphen vor mit dem Titel „Gleichstellung von Menschen mit Behinderung“ vor. In einem ersten Absatz sieht der Paragraph vor, dass Menschen mit Behinderung gleichberechtigt mit anderen das Recht auf Zugang zu allen Lebensbereichen haben. Ferner haben sie gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf Anerkennung und Unterstützung ihrer kulturellen und sprachlichen Identität. Absatz 3 hält weiter fest, dass das Gesetz Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vorsieht und schliesslich – so der vierte Absatz – fördern Kanton und Gemeinden die volle und wirksame Teilhabe und selbstbestimmte Lebensführung von Menschen mit Behinderung. 
Das Behindertenrechtegesetz ist nun der formulierte Gegenvorschlag des Regierungsrates auf die Initiative hin.




• Motion Georg Mattmüller und Konsorten betreffend kantonales 
Behindertengleichstellungsgesetz
• 2016: Überweisung der Motion an Regierungsrat zur Ausarbeitung einer 

Vorlage; kantonales Rahmengesetz
• Kernforderung: Kantonales Rahmengesetz

• Entwurf Behindertenrechtegesetz erfüllt die Motion

Weshalb das Behindertenrechtegesetz in BS?
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Vorführender
Präsentationsnotizen

Zum anderen hat der Grosse Rat im Jahr 2016 die Motion Georg Mattmüller und Konsorten betreffend kantonales Behindertengleichstellungsrecht dem Regierungsrat zur Ausarbeitung einer Vorlage überwiesen. Die Motion verlangt im Wesentlichen vom Regierungsrat einen Vorschlag für ein kantonales Rahmengesetz, das die Autonomie und Partizipation sowie die Förderung von Menschen mit Behinderung sicherstellt. 

Schliesslich hatte auch der Beitritt der Schweiz zur UNO-BRK einen Einfluss auf die Entstehung des Behindertenrechtegesetzes. 



• Vorarbeiten
• Einbezug von Betroffenen
• Gespräche mit Fachpersonen aus der Verwaltung
• Entwurf eines Gesetzes
• Interne Ämterkonsultation
• Überarbeitung des Gesetzesentwurfes 
• Öffentliche Vernehmlassung
• Überarbeitung des Gesetzesentwurfes
• Debatte im Grossen Rat

Vorgehen

04.09.2018 - Vernehmlassungsentwurf kantonale Behindertenrechtegesetz (BRG)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Folgenden werde ich die wichtigsten Schritte bei der Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes skizzieren. 
Vorarbeiten: Hierzu gehörten die Aufgleisung Organisation des Projektes. Vom Regierungsrat wurde das Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt mit der Gesetzgebung beauftragt. Schnell suchten die Projektverantwortlichen den Kontakt zur Wissenschaft und es kam zu einer Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl von Prof. Markus Schefer. Sein Lehrstuhl hat insbesondere wertvolle Grundlagenarbeit geleistet und die bestehende Gesetzgebung auf internationaler, nationaler und kantonaler Ebene analysiert. Zudem stand und steht uns der Lehrstuhl von Markus Schefer während der Gesetzgebungsarbeiten beratend zur Seite.
Einbezug von Betroffenen: Über zwei Veranstaltungen haben wir den Kontakt zu Menschen mit Behinderungen sowie den kantonalen Betroffenenorganisationen gesucht. Andrea Aeschlimann wird dazu noch etwas genauer berichten. Es war uns wichtig, Betroffene von Beginn an in das Gesetzgebungsprojekt zu integrieren und ihre ganz konkreten Bedürfnisse aufzunehmen.
Gespräche mit Fachpersonen aus der Verwaltung: Behindertengleichstellung ist eine Querschnittsaufgabe und entsprechend sind ganz unterschiedliche Fachbereiche innerhalb der Verwaltung in der Verantwortung. Um die unterschiedlichen Fachbereiche alle frühzeitig mit ins Boot zu holen und um das kantonsinterne Knowhow zusammenzutragen, haben wir Gespräche mit verschiedenen Fachpersonen in der Verwaltung geführt.
Entwurf eines Gesetzes: Auf Basis der rechtlichen Analyse, der Ergebnisse aus den Gesprächen mit den Betroffenen und den Fachpersonen aus der Verwaltung entstand dann ein erster Gesetzesentwurf.
Interne Ämterkonsultation: Dieser erste Gesetzesentwurf wurde dann in die interne Ämterkonsultation geschickt, das heisst, die verschiedenen Departemente im Kanton konnten dazu Stellung nehmen.
Überarbeitung des Gesetzesentwurfes: Aufgrund der Stellungnahmen aus der Verwaltung haben wir den ersten Gesetzesentwurf überarbeitet.
Öffentliche Vernehmlassung: Der überarbeitete Gesetzesentwurf wurde anschliessend vor den Sommerferien in die öffentliche Vernehmlassung geschickt. Betroffenenorganisationen, Parteien, Verbände und weitere interessierte Kreise können bis Anfang Oktober dazu Stellung nehmen.
Überarbeitung des Gesetzesentwurfes: Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen aus der öffentlichen Vernehmlassung werden wir den Gesetzesentwurf ein weiteres Mal überarbeiten.
Debatte im Grossen Rat: Bis Februar 2019 muss dann beim Grossen Rat ein vom Regierungsrat abgesegneter Vorschlag eingereicht werden. Der Grosse Rat wird das Gesetz dann beraten und sicherlich weitere Änderungen anbringen.





• Allgemeine Bestimmungen
• Materielle Grundsätze
• Rechtsansprüche
• Umsetzung

Gesetzesentwurf: Rahmengesetz
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Dieses Rahmengesetz soll auf einer relativ hohen Flugebene die Grundsätze der Behindertengleichstellung sowie der kantonalen Behindertenpolitik festlegen. Diese Grundsätze werden dann in einer Verordnung weiter konkretisiert. 

Der Entwurf des Rahmengesetzes, des Behindertenrechtegesetzes, enthält folgende Bestimmungen:
Allgemeine Bestimmungen: Unter diesem Titel werden unter anderem die wichtigsten Begriffe definiert. Beispielsweise, welche Personen fallen alle unter den Begriff der Behinderung? Oder als weiteres Beispiel: Das Behindertenrechtegesetz legt fest, dass neben Kanton, Gemeinden und Träger öffentlicher Aufgaben auch die Anbieter öffentlich zugänglicher Leistungen angemessene Massnahmen treffen, um Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen zu verhindern oder zu beseitigen. Damit nimmt das neue Gesetz den Grundsatz aus der Kantonsverfassung auf, wonach für Menschen mit Behinderungen auch die Inanspruchnahme von Leistungen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, soweit wirtschaftlich zumutbar, gewährleistet ist. Dies bedeutet, dass auch ein Privater, der eine Leistung öffentlich anbietet, dafür zu sorgen hat, dass diese Leistung auch für Menschen mit Behinderungen zugänglich ist. Sofern dies wirtschaftlich zumutbar ist. 
Materielle Grundsätze: Bei den materiellen Grundsätzen wird unter anderem das sog. Benachteiligungsverbot festgehalten. Personen mit einer Behinderung dürfen nicht aufgrund ihrer Behinderung benachteiligt werden. Dies klingt zunächst mal selbstverständlich. In der Praxis kann es aber strittig werden, ob ein konkreter Sachverhalt bereits eine Benachteiligung darstellt oder nicht. Die Begriffe sind daher sorgfältig zu definieren. Zudem wird der Grundsatz der barrierefreien Verwaltung festgehalten. Die Verwaltung hat im Rahmen der Verhältnismässigkeit in einer Art und Weise mit Menschen mit Behinderungen zu kommunizieren, welche für diese verständlich ist. Dazu gehört unter anderem, dass bei Bedarf Hilfsmittel wie Gebärdendolmetscher zur Verfügung gestellt werden, dass Unterlagen in verständlicher Sprache abgefasst sind sowie die barrierefreie Ausgestaltung der Website des Kantons.
Rechtsansprüche: Für Betroffene von Benachteiligungen aufgrund der Behinderung sollen Möglichkeiten geschaffen werden, um sich in einem Rechtsverfahren zu wehren. Im Gegensatz zum Bundesrecht müssen sie dabei die geltend gemachte Benachteiligung nicht abschliessend beweisen können, sie müssen sie einzig glaubhaft vermitteln, dass diese besteht bzw. droht. Für das Rechtsverfahren ist Kostenlosigkeit vorgesehen. 
Umsetzung: Neben der Verankerung von Rechten von Menschen mit Behinderungen auf Gesetzeseben ist auch wichtig, dass ein Mechanismus geschaffen wird, der dafür sorgt, dass die Behindertengleichstellung im Kanton auch nachhaltig umgesetzt wird. Unter anderem soll daher der Regierungsrat periodisch die Schwerpunkte des Kantons zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit Behinderungen festlegen. Zudem soll eine Fachstelle eingerichtet werden. Diese überwacht unter anderem die Umsetzung des Gesetzes und berät die Stellen, welche durch das Gesetz verpflichtet sind.



Gesetzesentwurf: Spezialgesetzgebung

Politische 
Teilhabe

Gesund-
heit

Freizeit

Arbeit

Wohnen

Bauten

Kommu-
nikation

Mobilität

Bildung
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Soz. 
Sicherheit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen sind so vielfältig, wie dies die Ansprüche von Menschen nun einmal sind. Von der Behindertengleichstellung können jeweils sehr unterschiedliche Lebensbereiche betroffen sein: Zum Beispiel die Freizeit, die Arbeit, aber auch die Mobilität oder Gesundheit. Entsprechend ist Behindertenpolitik stets als eine Querschnittsaufgabe zu verstehen.

Aus unserer Sicht wäre es gesetzestechnisch nicht sinnvoll gewesen, all die verschiedenen Lebensbereiche im Rahmengesetz, dem Behindertenrechtegesetz, zu regeln. Wer bspw. nachschauen will, inwiefern das kantonale Personalrecht die Rechte von Menschen mit Behinderungen berücksichtigt, schaut ins Personalgesetz und nicht in ein Behindertenrechtegesetz. Neben dem Entwurf des Rahmengesetzes werden daher in unterschiedlichen Spezialgesetzenn Änderungen vorgeschlagen. Nachfolgend möchten wir hierzu drei Beispiele nennen: Freizeit, Wohnen sowie Kommunikation. 





Gesetzesentwurf: Spezialgesetzgebung
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Soz. 
Sicherheit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Bereich der Freizeit möchte ich zwei Bereiche herausgreifen: die Kultur und die Nutzung des öffentlichen Raumes. 




• Kultur
• Ergänzung: Die Museen fördern ein inklusives Angebot 
• Ergänzung: Angebote für Bevölkerungsgruppen mit besonderen 

Bedürfnissen werden gefördert
• Nutzung des öffentlichen Raums

• Auch Private müssen den Grundsatz der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigen

• Verpflichtung aus der Kantonsverfassung

Bereich Freizeit

04.09.2018 - Vernehmlassungsentwurf kantonale Behindertenrechtegesetz (BRG)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Kultur: Im Rahmen der Vorarbeiten haben wir herausgefunden, dass es im Bereich der Kulturveranstaltungen an einer Eruierung von Bedarfslücken betreffend inklusive Angebote, an einer Koordination der verschiedenen bestehenden Angebote sowie an einer gezielten Förderung inklusiver Angebote fehlt. Dies soll mit einer entsprechenden Bestimmung im kantonalen Kulturföder- und Museumsgesetz geändert werden.

So wurden die beiden Gesetze dahingehend ergänzt, dass die Museen ein inklusives Angebot zu fördern haben und dass Angebote für Bevölkerungsgruppen mit besonderen Bedürfnissen gefördert werden. 

Nutzung des öffentlichen Raums: Zu diesem Thema muss ich kurz ausholen. Menschen mit Behinderungen können nur dann gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben sowie an Freizeitaktivitäten teilnehmen, wenn  auch Privatpersonen, die den öffentlichen Raum für kulturelle oder andere Veranstaltungen nutzen, an den Grundsatz der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen gebunden sind. Beispiel Tatoo Basel. Wäre dem nicht so, so wären Menschen mit Behinderungen a priori von einer Vielzahl von Veranstaltungen ausgeschlossen. Auf der anderen Seite haben wir – wie bereits gehört - in Basel-Stadt eine Bestimmung in der Kantonsverfassung, die vorsieht, dass für Menschen mit Behinderungen auch die Inanspruchnahme von Leistungen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, soweit wirtschaftlich zumutbar, gewährleistet ist. Deshalb haben wir mit dem Behindertenrechtegesetz nun das kantonale Gesetz über die Nutzung des öffentlichen Raumes ergänzt. 




• Nutzung des öffentlichen Raums
• Ergänzung des Gesetzes über die Nutzung des öffentlichen Raumes
• Grundsatz: Der öffentliche Raum soll unter Berücksichtigung der 

Verhältnismässigkeit für Menschen mit Behinderungen barrierefrei nutzbar 
sein

• Öffentliche Veranstaltungen müssen, soweit verhältnismässig und 
insbesondere wirtschaftlich zumutbar, barrierefrei zugänglich sein

Bereich Freizeit
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Vorführender
Präsentationsnotizen
So wird im neuen § 4a des Gesetzes über die Nutzung des öffentlichen Raumes der Grundsatz festgehalten, dass der öffentliche Raum unter Berücksichtigung der Verhältnismässigkeit für Menschen mit Behinderungen barrierefrei nutzbar sein soll. Weiter legt der neue Paragraph fest, dass öffentliche Veranstaltungen barrierefrei zugänglich sein müssen, soweit verhältnismässig. Das Gesetz legt weiter Kriterien für die Beurteilung der Verhältnismässigkeit fest, auf die ich hier aber nicht näher eingehen möchte/kann. 




Gesetzesentwurf: Spezialgesetzgebung
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Soz. 
Sicherheit

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Lebensbereich Wohnen kennt der Kanton Basel-Stadt für die Unterstützung von Personen mit einer IV ein fortschrittliches Modell. Personen mit einer IV haben die Möglichkeit, selbst die Form der Unterstützung zu wählen, insbesondere können sie sich für eine ambulante oder stationäre Betreuung entscheiden. Diese bereits seit längerer Zeit bestehende Möglichkeit wurde mit dem kantonalen Behindertenhilfegesetz, das anfangs 2017 in Kraft getreten ist, gesetzlich verankert. 

Doch nicht alle Personen mit einer Behinderung beziehen auch eine IV oder sind auf eine Betreuung angewiesen. Schwierigkeiten im Bereich Wohnen können sich für diese Personen aber in anderer Art ergeben, etwa weil sie allenfalls aufgrund von Auffälligkeiten in ihrer Verhaltensweise Mühe haben, eine Wohnung zu finden oder weil sie etwa auf eine rollstuhlgängige Wohnung angewiesen sind und eine solche schwer zu finanzieren ist. Mit dem neuen Behindertenrechtegesetz sollen im Lebensbereich Wohnen daher drei Massnahmen auf Gesetzesebene eingefügt werden:

Der Kanton Basel-Stellt stellt bereits heute Mietwohnraum für bestimmte benachteiligte Personen, etwa für Sozialhilfe beziehende Personen, zur Verfügung. Von dem zur Verfügung gestellten Mietwohnraum sollen neu auch Personen mit einer Behinderung profitieren können. 
Weiter soll neu für Menschen mit einer Behinderung eine Beratung und Unterstützung bei der Suche nach geeignetem Wohnraum angeboten werden. Dieses Angebot werden in der Praxis wohl insbesondere psychisch behinderte Personen und Personen, die auf rollstuhlgängige Wohnungen angewiesen sind, nutzen.
Weiter sollen neu für Personen im Rollstuhl, welche über ein relativ geringen Einkommen verfügen, Mietzinsbeiträge für die Miete einer rollstuhlgängigen Wohnung ausgerichtet werden. Waren diese Personen nicht zum Bezug einer Sozialhilfe oder von Ergänzungsleistungen berechtigt, bestand hier im System der Sozialleistungen bis anhin eine Lücke. 




Gesetzesentwurf: Spezialgesetzgebung
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zur Kommunikation: 



• Allgemeiner Grundsatz: Kommunikation in einer verständlichen Art und 
Weise; Verfügbarmachen von Hilfestellungen; Informations- und 
Kommunikationstechnologien müssen zugänglich sein.

• Organisations- und Gerichtsorganisationsgesetz werden ergänzt: 
Verwendung einer für die Parteien verständlichen Sprache; bei schriftlicher 
Eröffnung der Verfügung/des Rekurs/des Urteils können Parteien mit 
Behinderungen bei Bedarf eine kurze mündliche Erklärung beantragen.

• Ergänzung des Kindes- und Erwachsenenschutzgesetzes: KESB erlässt 
ihre Entscheide in verständlicher Amtssprache. Bei Bedarf kann eine kurze 
mündliche Erklärung des schriftlichen Entscheides beantragt werden. 

Bereich Kommunikation
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Bereich der Kommunikation haben wir einerseits eine Bestimmung ins Rahmengesetz aufgenommen.
Der Kanton, die Gemeinden, die Träger öffentlicher Aufgaben und die Anbieter öffentlich zugänglicher Leistungen werden verpflichtet mit Menschen mit Behinderungen in einer für sie verständlichen Art und Weise zu kommunizieren. Sie stellen ferner auf Verlangen von Menschen mit Behinderungen sicher, dass die im konkreten Fall erforderlichen Hilfestellungen, wie etwa Gebärdendolmetscher, Unterlagen in einer verständlichen Sprache oder mündliche Erklärungen, verfügbar sind. Schliesslich sieht die Bestimmung vor, dass die eingesetzten Informations- und Kommunikationstechnologien inklusive Internet für Menschen mit einer Sprach-, Hör- und Sehbehinderung sowie mit motorischen Behinderungen zugänglich sein müssen. 

Andererseits haben wir diverse Spezialgesetze ergänzt. 
Das Organisationsgesetz sowie das Gerichtsorganisationsgesetz des Kantons wurden wie folgt ergänzt: Die Behörden/Gerichte verwenden eine für die Parteien verständliche Sprache. Soweit eine schriftliche Eröffnung der Verfügung/des Rekurs/des Urteils vorgesehen ist, können die Parteien mit Behinderungen bei Bedarf eine kurze mündliche Erklärung beantragen.
Ferner haben wir das Kindes- und Erwachsenenschutzgesetz ergänzt. Dieses sieht neu vor, dass die KESB ihre Entscheide in verständlicher Amtssprache erlässt. Bei Bedarf kann – so der neue Absatz weiter – eine kurze mündliche Erklärung des schriftlichen Entscheides beantragt werden. 



• Ziel der systematischen Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen im 
kantonalen Recht

• Kritik: Gesetz als ein Aspekt, Umsetzung in der Praxis aber genau so wichtig
• Wirkung eines Gesetzes darf nicht unterschätzt werden; Legalitätsprinzip; 

Bestimmungen zur Umsetzung des Gesetzes.

Gesetzesentwurf: Würdigung
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Mit dem Entwurf des baselstädtischen Behindertenrechtegesetzes und der Anpassung der Spezialgesetzgebung in diversen Lebensbereichen wurde der Versuch unternommen, auf kantonaler Ebene systematisch die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu analysieren, noch bestehende Lücken zu definieren und die wenn immer möglich auf Gesetzesstufe zu schliessen. Aus unserer Sicht ist dieser Versuch gut gelungen, so dass wir einen griffigen Gesetzentwurf in die Vernehmlassung schicken konnten, der aus Sicht der Personen mit Behinderungen merkliche Verbesserungen bringt. Einzelne Beispiele konnten wir Ihnen vorhergehend erläutern. 

Im Laufe der Gesetzgebungsarbeiten kam auch, gerade von Betroffenen, immer wieder die kritische Bemerkung, so ein Gesetz sei ja schön und gut, würde aber letztlich wenig bringen. Viel entscheidender sei doch, wie in der Praxis Behindertengleichstellung gelebt werde. Wir möchten diesen kritischen Stimmen insofern Recht geben, als dass ein Gesetz nicht direkt und sofort das Denken und die Haltung von Entscheidträgern in der Praxis beeinflussen kann. Dennoch glauben wir, die Wirkung eines solchen Gesetzes darf nicht unterschätzt werden. Gesetze sind Voraussetzung dafür, dass sich überhaupt eine Praxis einer Behörde ändern kann. Denn diese ist in ihrem Handeln an Gesetze gebunden – jedes staatliche Handeln braucht schliesslich eine Grundlage im Gesetz. Zudem wurde bei der Erarbeitung des Behindertenrechtegesetzes grosses Gewicht auf die Bestimmungen zur Umsetzung des Gesetzes gelegt. Die vorgesehene Fachstelle und andere Instrumente sollen dafür sorgen, dass die Behindertengleichstellung in der Praxis auch nachhaltig umgesetzt wird. 




• Schwierigkeit: Querschnittsthema
• Überzeugungsarbeit
• Dennoch: Lohnenswert, Prozess in Angriff zu nehmen

Fazit Prozess
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Zum Schluss möchte ich nun noch ein paar Schlussfolgerungen aufzeigen, die wir aus dem bisherigen Prozess gezogen haben:

Die Hauptschwierigkeit im ganzen Gesetzgebungsprozess ist sicherlich darin gelegen, dass die Behindertengleichstellung wie erwähnt ein Querschnittsthema ist. Sie umfasst sämtliche Lebensbereiche und somit auch viele unterschiedliche Gesetze, die nicht bei uns im Departement „angesiedelt“ sind. Mit dem Behindertenrechtegesetz haben wir auch viele Gesetze geändert, die in der „Obhut“ anderer Departemente sind. Wir durften und mussten uns in neue Themen und Rechtsgebiete einarbeiten und für eine Änderung eines „fremden“ Gesetzes durften/mussten wir mit anderen Departementen zusammenarbeiten. Wir waren und sind darauf angewiesen, dass auch das jeweilige Fachdepartement eine Änderung eines Gesetzes begrüsst resp. die Änderung in eine gewisse Richtung begrüsst. Diese enge Zusammenarbeit mit anderen Departementen war einerseits sehr interessant, teilweise aber auch sehr zeitintensiv und zu Beginn verlief sie teilweise harzig. Teilweise war es auch schwierig, eine Lösung zu finden, mit der wir alle „leben“ können. Es hat für uns bedeutet, viel Überzeugungsarbeit für das Thema Behindertengleichstellung innerhalb der Verwaltung zu leisten. Insgesamt kann aber festgehalten werden, dass die Zusammenarbeit gut verlief. 
Trotz der aufwendigen Überzeugungsarbeit, die wir leisten mussten, und der Tatsache, dass wir teilweise in fremde Gärtchen eindringen mussten, ist festzuhalten, dass es sich gelohnt hat, das Projekt so aufzugleisen, wie wir es gemacht haben. Es lohnt sich, diesen aufwendigen Prozess in Angriff zu nehmen. Wir können andere Kantone nur ermutigen, dies auch zu tun und wünschen dabei natürlich viel Erfolg. 



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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